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Newsletter Nummer 10/2025: 
Aktuelles aus Kreistag und Fraktion 

Sitzung des Jugendhilfeausschusses am 21. Oktober 2025 

Kindertagespflege: Empfehlungen zur laufenden Geldleistung 

Kreisrätin Claudia Stauffer befürwortete für die Freien 
Wähler die vorgeschlagene Übernahme der 
Empfehlungen zur laufenden Geldleistung in der 
Kindertagespflege und der Rahmenbedingungen in der 
Kindetagespflege ab Januar 2026, obgleich tatsächlich 
die Geldleistung für Kinder über drei Jahren, für die zur 
Zeit ein Stundensatz von 7,50 € gewährt wird, um 40 
Cent auf 7,10 €/Stunde gekürzt werden solle. 

Wie in der Vorlage ausführlich dargestellt, werde mit der 
vollumfänglichen Anwendung der Empfehlungen des 
Kommunalverbands für Jugend und Soziales Baden-
Württemberg – KVJS - und der Kommunalen 
Landesverbände eine einheitliche, transparente und 
landesweit vergleichbare Vergütungsstruktur 
gewährleistet. Dies stärke die Verlässlichkeit und Planungssicherheit sowohl für die 
Kindertagespflegepersonen als auch für die Verwaltung. 

Die Erhöhung der laufenden Geldleistung um 70 Cent auf 8,20 € pro Stunde für Kinder 
unter drei Jahren, wie in den Empfehlungen vorgeschlagen, sei angemessen und trage 
der allgemeinen Kostensteigerung sowie dem gestiegenen Aufwand in der 
Kindertagespflege Rechnung. Die Anpassung der Stundensätze auf 7,10 € pro Stunde 
für Kinder über drei Jahren treffe nur etwa 50 Kinder, die von Tageseltern neben 
Kindern unter drei Jahren betreut werden, weshalb aufgrund der Erhöhung der 
Stundensätze für die Betreuung von Kindern unter drei Jahren eine hinreichende 
Kompensation erfolge. 

Es sei noch die Überlegung in ihrer Fraktion aufgekommen, den Tageseltern für die 
derzeit in ihrer Betreuung befindlichen Kinder über drei Jahre den Stundensatz von 
weiterhin 7,50 € zu zahlen, doch würde die Prüfung der entsprechenden Stundensätze 
und das Ausscheiden der Kinder aus der Tagespflege einen unverhältnismäßigen 
Verwaltungsaufwand bedeuten. Die Freien Wähler seien daher von der Idee 
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abgekommen, die Stundensätze von 7,50 € für die sich derzeit in Tagespflege 
befindlichen Ü3-Kinder zu belassen. 

Eine Rückkehr zur Differenzierung nach Altersgruppen sei sachgerecht. Sie reflektiere 
die unterschiedlichen Betreuungsanforderungen und würdige den erhöhten Aufwand 
bei der Betreuung von Kindern unter drei Jahren, so Claudia Stauffer. In der 
Verwaltungsvorlage zur Kreistagssitzung im Juli 2023, in der es um die Anpassung der 
Geldleistung auf 7,50 € pro Stunde ging, hätten sich die Verwaltung und der Kreistag 
noch ausdrücklich gegen eine Rückkehr zur differenzierten Vergütungssystematik 
ausgesprochen mit der Begründung, dass in Tageseinrichtungen Plätze für Kinder 
über drei Jahren fehlen würden. Nachdem die Kommunen hier gewaltig nachgebessert 
hätten, sei dieser Grund weggefallen.  

Besonders positiv sei die in den Empfehlungen vorgesehene automatische 
Fortschreibung der laufenden Geldleistungen entsprechend der Tariferhöhungen im 
TVöD Sozial- und Erziehungsdienst, wodurch regelmäßige Nachsteuerungen künftig 
entfielen und eine kontinuierliche Anpassung an die wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen sichergestellt werde. 

Auch die Verlängerung der Weitergewährung der Geldleistung bei vorübergehender 
Abwesenheit des Kindes von vier auf sechs Wochen sei praxisnah und stärke die 
finanzielle Stabilität der Tagespflegepersonen, insbesondere in Zeiten 
unvorhersehbarer Betreuungsausfälle. 

Die Aufgabe der seit 2019 freiwillig gewährten Zuschläge für die Betreuung in 
Randzeiten und Sachkostenzuschläge für die Betreuung in anderen geeigneten 
Räumen erscheine vertretbar, da sich die Struktur der Kindertagespflege im Rhein-
Neckar-Kreis inzwischen stabilisiert habe und die allgemeine Anhebung der Vergütung 
sowie die automatische Dynamisierung eine ausgleichende Wirkung entfalten.  

Über den Wegfall der Zuschläge bei der Betreuung in Randzeiten habe ihre Fraktion 
lange diskutiert. Immerhin sei in den Empfehlungen zu den Rahmenbedingungen 
niedergeschrieben, dass Betreuungszeiten am Wochenende, Feiertagen und im 
Zeitraum von 18 bis 22 Uhr besonders vergütet werden könnten. Monieren möchte sie 
an dieser Stelle, dass in der Vorlage Angaben dazu fehlen, wie hoch diese Zuschläge 
insbesondere für Betreuung in Randzeiten sind, wieviele Kinder und 
Betreuungstunden diese Randzeiten umfasse. Die einheitliche Meinung in der Fraktion 
sei jedoch gewesen, diese freiwillig gewährten Zuschläge wegfallen zu lassen, zum 
einen aufgrund der katastrophalen Haushaltslage des Kreises, zum anderen weil der 
Bereich der Randzeiten für den Fall, dass die Tageseltern hier berechtigterweise von 
den Eltern einen Zuschlag verlangen, im Worst Case bei wirtschaftlicher Notlage der 
Beitrag ganz oder teilweise aufgefangen werden kann. 
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Da die finanziellen Mittel in Höhe von rund 15 Millionen € bereits im Haushaltsplan 
2026 vorgesehen seien und keine zusätzlichen Stellen erforderlich würden, bestünden 
auch aus verwaltungsökonomischer Sicht keine Einwände. 

Kindertagespflege: Erhebung von Kostenbeiträgen 

Kreisrätin Claudia Stauffer stimmte für die Freien Wähler der vorgeschlagenen 
Änderung der Satzung über die Erhebung von Kostenbeiträgen in der 
Kindertagespflege im Rhein-Neckar-Kreis zu.  

Ob die weitere Erhöhung der Elternbeiträge gerechtfertigt ist, sei rege in der Fraktion 
diskutiert worden. Aber auch in den vergangenen Monaten wären viele Gespräche 
geführt worden, zum einen hinsichtlich einer weiteren Erhöhung der Elternbeiträge, 
zum anderen hinsichtlich der Grundlagen für die Berechnung der Elternbeiträge. 

Sie betrachte die Angleichung der Elternbeiträge an die 
jeweils gültigen Krippenbeiträge und die Fortschreibung 
der Elternbeiträge gemäß der Gemeinsamen 
Empfehlungen der Kirchen und der Kommunalen 
Landesverbände zur Erhebung der Kostenbeiträge in der 
Kindertagespflege letztendlich als Beitrag zur langfristigen 
finanziellen Stabilisierung der Kindertagespflege. 

Alle seien sich wohl einig, dass die Kindertagespflege ein 
zentrales und qualitativ hochwertiges Betreuungsangebot 
im Rahmen der frühkindlichen Bildung ist, insbesondere für 
Kinder unter drei Jahren. Sie ergänze die institutionellen 
Angebote der Kindertageseinrichtungen und trägt 
wesentlich zur Erfüllung des Rechtsanspruchs auf 
Kinderbetreuung bei. Eine sachgerechte und transparente 
Finanzierung sei daher im Interesse aller Beteiligten. 

Mit der schrittweisen Anpassung der Kostenbeiträge an die Krippenbeiträge nach den 
„Gemeinsamen Empfehlungen der Kirchen und der Kommunalen Landesverbände“ 
werde eine gerechte und nachvollziehbare Beitragsstruktur geschaffen. Die 
Anpassung der Elternbeiträge an die Krippenbeiträge sei schon seit mehr als zehn 
Jahren gewünscht. So sei bereits beim Runden Tisch Kindertagespflege, der 2013 
getagt und an dem auch der Landesverband der Tagesmütter-Vereine Baden-
Württemberg teilgenommen habe, die Hamonisierung der Elternbeiträge an die 
Elternbeiträge für Krippen als wichtiger Beitrag für die Wahlfreiheit der Eltern 
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angestrebt. Die Frage sei, ob man grundsätzlich keine Anpassung an die 
Krippenbeiträge mehr möchte. Damit würde man sich aber von dem Ziel, den Eltern 
die Entscheidung über die Wahl des Betreuungsangebots zu erleichtern, entfernen. 
Genau aus diesem Grund stehe die Fraktion der Freien Wähler hinter dem 
Beschlussvorschlag. 

Auch die Entscheidung, ab 2028 die Kostenbeiträge regelmäßig anhand der jeweils 
gültigen Fortschreibungen der landesweiten Empfehlungen fortzuschreiben, sei 
zukunftsorientiert und verwaltungsökonomisch sinnvoll. Dadurch entfalle der 
wiederkehrende Änderungsbedarf der Satzung, was Planungssicherheit und 
Verwaltungsvereinfachung schafft. Dies hänge auch damit zusammen, dass es künftig 
auf einen Kostendeckungsgrad von 20 % nicht mehr ankommt. 

Positiv hervorzuheben sei, dass die Anpassung in genau genommen drei Stufen bis 
2028 erfolge. 2025/2026 sei keine Erhöhung der derzeitigen Elternbeiträge 
vorgesehen, obgleich für das Kindergartenjahr 2025/2026 eine Erhöhung der 
Elternbeiträge um 7,3 % gemäß der Empfehlungen der Kirchen und Kommunalen 
Landesverbände empfohlen wird. Eine einigermaßen moderate Anpassung an die 
Krippenbeiträge erfolge dann in den darauffolgenden Kindergartenjahren 2026/2027 
und 2027/2028 mit jeweils 12 % Erhöhung auf das Level der Krippenbeiträge, 
allerdings nur der Krippenbeiträge, die in den Empfehlungen für das Kindergartenjahr 
2025/2026 vorgesehen sind. Dies bedeute, dass die Elternbeiträge im Jahr 2028 noch 
immer unterhalb der Empfehlungen liegen werden, so Claudia Stauffer. Durch diese 
schrittweise Einführung würden Familien nicht abrupt belastet, sondern erhielten die 
Möglichkeit, sich auf die Beitragserhöhungen einzustellen. Viele mögen hier anderer 
Meinung sein. Doch dürfe nicht vergessen werden, dass die Beiträge der Eltern viele 
Jahre viel zu niedrig waren und sich die Eltern nicht verlassen konnten, dass die 
Beiträge auf diesem unverhältnismäßig niedrigen Level verbleiben würden. 

Zudem bleibe der sozialpolitische Ausgleich gewahrt: Eltern, die wirtschaftlich nicht in 
der Lage sind, die Beiträge zu zahlen, könnten weiterhin ganz oder teilweise von der 
Zahlung befreit werden. Damit werde sichergestellt, dass die Maßnahme keine 
unzumutbare Härte für Familien mit geringem Einkommen bedeutet. 

Was bei der ganzen Aufregung um die Erhöhung der Elternbeiträge nicht vergessen 
werden dürfe, sei der Umstand, dass die geplante Satzungsänderung künftig auch die 
Zusammenarbeit mit dem neu entstehenden Tageselternverein Rhein-Neckar-Kreis, 
der eine zentrale Rolle bei der Qualitätssicherung, Qualifizierung und 
Interessenvertretung der Kindertagespflegepersonen übernehmen wird, stärke. Das 
im „Memorandum of Understanding“ festgelegte gemeinsame Vorgehen zeige, dass 
die Verwaltung auf Dialog und Partnerschaft setzt – ein wichtiger Schritt hin zu einer 
modernen, partizipativen Jugendhilfepolitik. 
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Da die finanziellen Auswirkungen bereits im Haushaltsplan berücksichtigt seien und 
keine zusätzlichen Stellen erforderlich werden, bestünden auch aus 
haushaltsrechtlicher Sicht keine Bedenken, schloss Claudia Stauffer ihre 
Ausführungen. 

Übergang Schule – Beruf 

Als Übergang Schule-Beruf wird der Lebensabschnitt junger Menschen zwischen dem 
Abschluss einer allgemeinbildenden Schule und dem Beginn einer Berufsausbildung 
oder eines Studiums bezeichnet.  

Der in der Sitzung vorgestellte Sachstandsbericht beschreibt die Beteiligten und deren 
Rolle in diesem wichtigen Lebensabschnitt der jungen Menschen: 

Von April 2023 bis August 2025 wurde eine Jugendberufsagentur aufgebaut und 
deren Aktivitäten koordiniert. 

Die Jugendberufsagentur entstand aus einer Kooperation des Landratsamts, der 
Agentur für Arbeit Heidelberg, dem Jobcenter, den beruflichen Schulen und dem 
staatlichen Schulamt von Mannheim. Es berät Jugendliche in allen Belangen in diesem 
Lebensabschnitt.  

Die Jugendberufshilfe ist Bestandteil der Jugendsozialarbeit und berät vor allem 
Jugendliche an den berufsvorbereitenden Klassen der Berufsschulen.  

Das Kompetenz-Center übernimmt die Koordination der verschiedenen 
Beratungsangebote und Hilfen. Zusätzlich übernimmt es die Aufgabe von 
Evaluationen der Ergebnisse und Erfolge. 

Kreisrat Frank Weiß dankte für die Freien Wähler mit 
großer Zufriedenheit. Die beschriebenen Institutionen seien 
gut aufgestellt und zeigten gute Erfolge. Der Bericht enthalte 
nur positive Ergebnisse. 

Zugleich hatte Frank Weiß zwei Fragen: 

Die Jugendberufshilfe berichte über sehr positive Zahlen.  

85 % der Schüler gingen mit einem konkreten Ziel, 
Ausbildung oder weiterführende Schule, von der Schule ab. 
Von vielen Selbstständigen und Betrieben höre man 
Berichte, dass Ausbildungsplätze nicht angetreten oder 
bereits nach kurzer Zeit wieder aufgekündigt würden. Zum 
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einen wollte er wissen, inwieweit Daten darüber erhoben worden seien, ob die sehr 
positiven Ergebnisse der Jugendberufshilfe auch im Weiteren Bestand haben. 

Verwaltung und vom Landrat berichteten dazu, dass die Aufgaben des Jugendamts 
mit diesem Abschnitt enden und danach keine weiteren Informationen vom Jugendamt 
gesammelt würden. Vom Jobcenter und der Jugendberufsagentur wurde berichtet, 
dass von dieser Seite auch der weitere Werdegang einem Monitoring unterliege. Die 
Aufkündigung eines Ausbildungsplatzes werde gemeldet. Es werde versucht, mit den 
Jugendlichen in Kontakt zu bleiben, um Problemfälle zu vermeiden. 

Seine zweite Frage nahm Bezug auf die letzte Einführungsfahrt des Kreistags, bei der 
auch Berufsschulen besichtigt wurden. Hierbei sei berichtet worden, dass während 
Corona ein erheblicher Anteil der Schüler vom Radar verschwunden sei, sie waren 
also weder in weiterführenden Schulen noch in einer Ausbildung angekommen. 
Letztendlich wisse man nicht, wo diese Schüler abgeblieben sind. Die konkrete Frage 
sei, inwieweit dieses Phänomen nach Corona weiter besteht oder es sich 
zwischenzeitlich aufgelöst habe. 

Es entstand eine rege Diskussion, an der sich verschiedene Stellen beteiligt haben. 
Zusammenfassend war festzustellen, dass das Phänomen nach Corona zwar deutlich 
kleiner geworden ist, aber leider fortbesteht. Schulverweigerung sei nach Corona ein 
weiteres großes Problem. Für viele Schüler, aber auch für deren Eltern sei es nicht 
mehr selbstverständlich, eine Schule zu besuchen. 

Weitere Informationen….. 

Weitere Informationen zu allen Themen gibt es im Ratsinformationssystem des 
Kreises hier: http://93.122.78.25/sdnet/vorlagen 
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